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Die Stadt Biel bezieht einen
grossen Anteil ihres Trink-
wassers aus dem See. Wie
stark dieses mit Pestiziden
belastet ist, hängt stark von
der Aare ab.

Nun auch Biel. Wie diese Zeitung
publik machte, konnten in über
80 Gemeinden im Trinkwasser
Abbauprodukte von Chlorothalo-
nil nachgewiesen werden. Biel
gehört dazu. Doch steht die Stadt
im Vergleich zu Orten, die ihr
Trinkwasser aus dem Grundwas-
ser beziehen, wesentlich besser
da: «Biel bezieht 90 Prozent sei-
nes Trinkwassers aus dem See»,
sagt Andreas Hirt, Leiter Bau
und Netzservices beim Energie-
Service Biel (ESB). Und dessen

Wasserzusammensetzung verän-
dere sich ständig.

Heisst, der Messwert von letz-
ter Woche, der eine geringfügige
Überschreitung des Chlorotha-
lonil-Grenzwerts belegte, könnte
nächste Woche schon wieder an-
ders aussehen. «Eine Messung
ist keine Messung», so Hirt. Erst
bei einer gewissen Permanenz
könne man verlässliche Aussa-
gen zur Wasserqualität machen.

Das instabile Seewasser hängt
mit dem Zufluss von Aarewasser
aus dem Hagneckkanal zusam-
men. Führt dieser viel Wasser,
fliesst dieses unbelastete Ober-
flächenwasser in den See, was
sich positiv auf die Qualität von
See- und Grundwasser auswirkt.
Man nennt diesen Vorgang Ex-

filtration. Beim gegenteiligen
Fall, wenn also wenig Wasser aus
der Aare in den See fliesst, dringt
Grundwasser in die Aare und
dann in den See. Und genau auf
diesem Weg, Infiltration ge-
nannt, gelangt das Chlorothalo-
nil ins Seewasser.

«Ich trinke Hahnenwasser»
Das Bieler Seewasser wird im See-
wasserwerk in Ipsach aufbereitet
und bildet für den ESB das erste
Standbein in der Versorgung. Gibt
es im Wasserwerk indes eine
Panne, muss Biel auf das zweite
Bein ausweichen: den Wasserver-
bund Seeland (WVS) in Worben.
Und genau im Seeland ist das Pes-
tizidproblem aufgrund des inten-
siven Ackerbaus am grössten.

Beim WVS sind aktuell drei Fas-
sungen in Betrieb, auch solche, in
denen der Höchstwert überschrit-
ten ist. «Dieses Wasser hat klar
die schlechtere Qualität als unser
Seewasser», so Hirt.

Und doch: «Es gibt keinen An-
lass zur Sorge.» Er selber werde
weiterhin Bieler Hahnenwasser
«in grossen Mengen trinken»,
sagt Hirt. Klar, der Stoff gehöre
nicht ins Wasser. «Aber die
Überschreitung ist viel zu gering,
als dass man von einer ernsthaf-
ten Gefahr sprechen kann.» Wie
die anderen Wasserversorger
werde aber auch der ESB alles
daransetzen, das Pestizid aus
dem Wasser zu bringen. «Wir
werden nun wöchentlich Mes-
sungen durchführen. Das See-

wasserwerk wollen wir technisch
aufrüsten.» Und bei der Planung
des neuen Werkes, es soll 2024
betriebsbereit sein, nehme die
Senkung von Spurenstoffen eine
zentrale Rolle ein. «Wir testen
derzeit verschiedene Konzepte,
zum Beispiel mittels Ozon.»

Keine grossen Wellen
Wie kam die Pestizidnachricht in
der Stadt am See an? Zapfen die
Bieler weiterhin Hahnenwasser,
oder wird nun Mineralwasser
nach Hause geschleppt? Ein ers-
ter Augenschein zeigt: Das Was-
serthema schlägt keine grossen
Wellen. «Es ist dem Gast überlas-
sen, ob er nun lieber ein Mineral-
wasser als Hahnenwasser bestel-
len will», sagt etwa Christian Ba-

bey vom Restaurant Les Caves,
der seinen Gästen gratis Hahnen-
wasser ausschenkt. Er selber
werde sicher weiterhin Hahnen-
wasser trinken – «es hat heute
trotz allem viel die bessere Quali-
tät als früher». Was Babey miss-
fällt, ist die fehlende Informa-
tion: «Die Behörden müssen mit
offenen Karten spielen.»

Auch Nina Streit, Bieler Lehre-
rin und Mutter, meint: «Vergli-
chen mit anderen Ländern, ist
unser Wasser nach wie vor top»,
sagt sie. Man müsse das Ganze
mit Pragmatismus betrachten:
«Überall lauern Gefahren, Pesti-
zide hier, Mikroplastik da, am
Schluss weiss man nicht mehr,
was man noch darf und was
nicht.» Simone Lippuner

Biel relativiert: «Seewasser ist besser als Grundwasser»

Interview: Cedric Fröhlich

Christoph Ammann, ich neh-
me an, auch ein Regierungsrat
konsumiert regelmässig
Trinkwasser. Sind Sie verunsi-
chert?
Christoph Ammann: Nein, ich habe
Vertrauen in die Forschung und
unsere Wasserversorger. Ich
trinke nach wie vor gerne und
viel Wasser.

Unsere Recherchen haben ge-
zeigt: Die Verunreinigungen
des Berner Trinkwassers

durch Chlorothalonil-Rück-
stände sind deutlich gravieren-
der als bislang bekannt. Hat
Sie das überrascht?
Nein. Für die breite Öffentlichkeit
ist das zwar eine neue Erkenntnis.
Aber im Hintergrund, auf Verwal-
tungsebene, arbeiten wir natür-
lich schon lange am Thema.

Wussten Sie, wie viele Ge-
meinden betroffen sind?
Wir wussten aufgrund zahlrei-
cher Messungen des Kantonalen
Laboratoriums, welche Regionen
betroffen sind. Im Verlauf der

letzten Monate und Wochen hat
sich das Bild verdichtet.

Wieso hat der Kanton dieses
Wissen nicht geteilt?
Das stimmt so nicht. Die Regie-
rung war nicht nur informiert
über diese Zwischenergebnisse,
sie ist selbst aktiv geworden.
Wir haben beim Bund ein Chlo-
rothalonil-Verbot verlangt – als
einer der wenigen Kantone.
Und zwar als direkte Folge unse-
rer Untersuchungen. Das ge-
schah bereits im Dezember
2019, da haben wir uns klar ge-

äussert und in einer Medien-
mitteilung die betroffenen Re-
gionen genannt. Wir haben zu-
dem im Rahmen der politischen
Debatte im Grossen Rat Aus-
kunft erteilt.

178 000 Bernerinnen und Ber-
ner konsumieren Trinkwasser,
in dem die gesetzlichen
Höchstwerte überschritten
sind. Das hat man so nie von
Ihnen gehört.
Nein. Aber die Höchstwerte sind
das eine. Die Risikoeinschätzung
ist etwas ganz anderes. Das ist

keine kantonale Aufgabe, son-
dern Sache von Expertinnen und
Experten des Bundes.

Wir sprechen aber nicht über
die möglichen Risiken, son-
dern vom Fakt, dass die Di-
mensionen des Problems nicht
bekannt waren – und die Kom-
munikation des Regierungs-
rats praktisch inexistent.
Sie war nicht inexistent, sondern
zweckmässig. Wir haben stets
dem jeweiligen Kenntnisstand
entsprechend kommuniziert.
Wie gesagt: Die Regierung hat

sich für das Verbot eingesetzt
und sich im Grossen Rat geäus-
sert. Wenn Sie die Antwort le-
sen, sehen Sie, dass viele Infor-
mationen schon im November
öffentlich gemacht wurden.

Das Kantonale Laboratorium
konnte aufgrund einer Schwei-
gepflicht seine Erkenntnisse
nicht öffentlich mitteilen. Gab
es keine Möglichkeit, das La-
boratorium davon zu befreien?
Nein, die Informationspflicht ist
von Gesetzes wegen bei den
Wasserversorgern. Das Labora-

Regierungsrat Ammann
nimmt den Bund in die Pflicht
Trinkwasser Recherchen dieser Zeitung haben gezeigt: Im Kanton Bern weisen deutlich mehr Trinkwasserbestände zu hohe
Fungizidrückstände auf als bislang bekannt. Regierungsrat Christoph Ammann betont, der Kanton habe nichts verschwiegen.

Dass
die Berner
Regierung
zu defensiv
kommuni-
zierte, lässt
Regierungs-
rat Christoph
Ammann
nicht gelten.
FRANZISKA
ROTHENBÜHLER
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torium ist Kontrollstelle, und es
berät die Wasserversorger. Mit
einer Befreiung von der Schwei-
gepflicht ist es auch nicht getan.
Wir brauchen Ergebnisse,
Grundlagenarbeit. So etwas ge-
schieht nicht von heute auf mor-
gen.

Verstehen Sie, dass der Ein-
druck entstehen kann, dass
der Kanton Bern wichtige In-
formationen verschwiegen
hat?
Schauen Sie, mir wäre es auch
lieber gewesen, wenn ich in
einem halben Jahr hätte sagen
können: Wir hatten hier und
dort folgendes Problem, und
wir haben es gelöst. Wir spre-
chen aber über ein Thema, bei
dem viel im Fluss ist. Über ein
politisches Thema, das Betrof-
fenheit auslöst. Ich verstehe,
dass man sich noch grössere

Transparenz und noch schnel-
lere Reaktionen wünscht. Aber
wir haben weder etwas ver-
harmlost noch unter dem De-
ckel gehalten. Wir haben die
Öffentlichkeit so informiert,
wie das zum jeweiligen Zeit-
punkt angemessen war. Zu-
dem hat sich der Kenntnis-
stand in den letzten Wochen
und Monaten laufend verän-
dert. Und er wird sich weiter
verändern.

Es werden also weitere Ge-
meinden hinzukommen.
Diese Frage müssen Sie den Ex-
perten stellen. Grundsätzlich ge-
hen wir davon aus, dass das Ver-
bot eine Reduktion der Einträge
ins Trinkwasser zur Folge hat.
Aber heute kann niemand genau
sagen, wie schnell die Konzent-
ration abnehmen wird.

Eine Schlüsselrolle nehmen
die Wasserversorger ein. Sie
müssen über die Qualität ihres
Trinkwassers informieren.
Aber viele kommen an ihre
Grenzen.
Die Kommunikation ist eine Ver-
bundaufgabe. Bund, Kanton, Ge-
meinden – alle stehen in der Ver-
antwortung. Aber es stimmt: In
erster Linie müssen die Wasser-
versorger Rechenschaft über die
Qualität abliefern und sie auch
gewährleisten. Der Kanton stellt
sicher, dass sie dieser Pflicht
nachkommen.

Die meisten machen ihren Job
nach bestem Wissen und Ge-
wissen, veröffentlichen ein-
mal im Jahr einen Bericht über
die Wasserqualität. Mit der ak-
tuellen Situation aber sind vie-
le überfordert.
Das ist richtig, bisher hat ein sol-
cher Bericht ausgereicht. Heute
nicht mehr. Darum werden wir
über die Aufsichtsverantwortung
hinaus unsere Beratungsaufga-
ben stärker wahrnehmen. Ge-
rade halbprofessionelle Organi-

sationen in kleineren Gemein-
den wollen wir stärker unterstüt-
zen.

Wie wird das ablaufen?
Eine Taskforce mit Fachleuten
aus den zuständigen Ämtern ist
an der Arbeit. Wir sind in engem
Kontakt mit den Wasserversor-
gern und den Gemeinden. Das
Kantonale Laboratorium steht
zur Verfügung für zusätzliche
Messungen, wenn die Versorger
das wünschen. Und wir haben
auch die Möglichkeit, sie kom-
munikativ zu beraten. Alle haben
ein grosses Interesse daran, dass
die Verunsicherung in der Be-
völkerung nicht noch stärker
wird.

Bei den Menschen löst die Dis-
kussion um unser Trinkwasser
Unbehagen aus.
Ich verstehe die Sorgen in der

Bevölkerung, wenn man solche
Schlagzeilen liest und solche
Messergebnisse zur Kenntnis
nimmt. Aber zur heutigen Zeit
finden Sie im Kanton Bern in kei-
ner einzigen Wasserfassung eine
Situation vor, bei der man von
einem ernsthaften Gesundheits-
risiko sprechen müsste.

Aber das Trinkwasser ent-
spricht an vielen Stellen nicht
den lebensmittelrechtlichen
Standards.
Das stimmt. Und deshalb ist nun
der Bund in der Verantwortung.
Er hat in Aussicht gestellt, im
Sommer die Kantone zu infor-
mieren, welche Massnahme er
einleitet.

Die Wasserversorger haben
zwei Jahre Zeit, die Konzentra-
tion der Rückstände unter den
Höchstwert zu senken. Schaf-
fen sie das?
Das ist die aktuelle Ausgangs-
lage. Ich erwarte vom Bund, dass
er diese Entwicklung genau ver-
folgt. Vielleicht gelangt er zum
Schluss, dass zwei Jahre nicht

ausreichen, und verlängert die
Frist. Aber das kann ich weder
voraussagen, noch kann der
Kanton diesbezüglich in Eigenre-
gie handeln.

Bis dahin werden wir über
zwei nationale Trinkwasser-
initiativen abstimmen. Der
Agrarkanton Bern ist vom Aus-
gang dieser Voten stark betrof-
fen. Welche Implikationen ha-
ben die neuen Ergebnisse für
die öffentliche Debatte?
Es sind alle Akteure gefordert,
damit sichergestellt ist, dass eine
seriöse politische Meinungsbil-
dung stattfinden kann – das ist
ganz klar. Das Thema ist schon
länger auf der Agenda. Die Er-
kenntnisse verändern sich ein-
fach laufend. Man sieht, dass die
Einträge ins Grundwasser eine
Tragweite haben, die man vor
ein paar Jahren noch nicht ver-
mutet hat. Das ist der Arbeit in
den Laboren und in zahlreichen
Behörden zu verdanken. Ge-
stützt darauf muss nun eine fun-
dierte politische Auseinander-
setzung stattfinden.

«Die Regierung
war nicht nur
informiert,
sie ist selbst aktiv
geworden.»

«Wir haben
weder etwas
verharmlost noch
unter dem Deckel
gehalten.»

«Wir alle
stehen in der
Verantwortung.»

Das Trinkwasser im Kanton Bern
enthält an zahlreichen Orten zu
viele Rückstände des Fungizids
Chlorothalonil, das als «wahr-
scheinlich krebserregend» gilt
und mittlerweile verboten ist.
Das zeigen amtliche Messungen
des vergangenen Jahres, deren
Herausgabe diese Zeitung mit
einem Gesuch um Akteneinsicht
erwirkt hat.

In insgesamt 36 Berner
Grundwasser- und Quellfassun-
gen wurden die Höchstwerte für
Chlorothalonil überschritten,
vor allem im Seeland und im
Oberaargau. Die Liste ist aber
nicht abschliessend: Seit den
letzten Messungen sind laut

Wasserversorgern mindestens
18 weitere Überschreitungen re-
gistriert worden. Insgesamt trin-
ken gemäss Recherchen dieser
Zeitung also über 178 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner in
über fünfzig Gemeinden Hah-
nenwasser mit zu hohen Chlo-
rothalonil-Werten. An einer
gestrigen Medienveranstaltung
sagte der Berner Kantonschemi-
ker Otmar Deflorin, dass diese
Zahlen schwierig einzuschätzen
seien, aber stimmen könnten.
Der Grenzwert von 0,1 Mikro-
gramm pro Liter Trinkwasser sei
aber tief. Auf Erdbeeren seien
5000 Mikrogramm pro Kilo zu-
lässig. Deflorin forderte die

Wasserversorger zum Handeln
auf. Der Kantonschemiker be-
tonte weiter, dass die Konzentra-
tion der Metaboliten in den
nächsten Monaten und Jahren
wichtiger sei als die Daten vom
letzten Jahr. Nach dem Verbot
des Fungizids brauche es Ver-
laufsmessungen, ob die Mass-
nahmen auch wirken. Diese
müssen von den Wasserversor-
gungen erst noch geplant, durch-
geführt und ausgewertet wer-
den. Wie schnell die Konzentra-
tion zurückgehe, hänge von
zahlreichen lokalen Gegeben-
heiten ab wie Bodeneigenschaft
oder Erneuerungsrate des
Grundwassers. jek/hus

Über 50 Gemeinden sind betroffen




